
Entwurf einer Zweiten Verordnung zur Änderung der 
Bundeslaufbahnverordnung (BLV) und anderer         
laufbahnrechtlicher Vorschriften 

 

Stellungnahme von ver.di 

 

  

Zu dem vom Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) mit Stand vom 

30.03.2020 vorgelegten Entwurf einer Zweiten Verordnung zur Änderung der Bundes-

laufbahnverordnung und anderer laufbahnrechtlicher Vorschriften nimmt die Vereinte 

Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) wie folgt Stellung:  

Vorbemerkungen 

Laut Entwurf bedarf die Bundeslaufbahnverordnung (BLV) in einigen Punkten der Ände-

rung oder Ergänzung; neben dem § 27 (Ausnahmen für besonders leistungsstarke Be-

amtinnen und Beamte) sollen weitere Normen angepasst werden.  

Insbesondere geht es um folgende Änderungen: 

• Änderung bei den Voraussetzungen für die Zulassung besonders leistungsstarker 

Beamt* zu einer höheren Laufbahn nach § 27 BLV aufgrund Evaluation des § 27 

BLV und aufgrund der Rechtsprechung, 

Die Voraussetzung einer zwanzigjährigen Mindestdienstzeit entfällt ersatzlos.  

Die Voraussetzung fünf Jahre im Endamt wird durch die Voraussetzung drei Jahre 

im vorletzten Amt ersetzt.  

Mit Urteil vom 26. September 2012 - 2 C 74.10 hat das Bundesverwaltungsge-

richt beschlossen, dass es gegen Artikel 33 Absatz 2 GG verstößt, Aufstiegsmög-

lichkeiten zur Laufbahn des gehobenen Dienstes von einer Mindestverweildauer 

von zwölf Jahren in dem Verwaltungszweig abhängig zu machen. Der für eine 

Regelbeurteilung vorgesehene Zeitraum (nach § 48 Absatz 1 BLV maximal drei 

Jahre) stelle in aller Regel die Obergrenze für eine Wartezeit dar. Daher wird die 

Voraussetzung einer zwanzigjährigen Dienstzeit ersatzlos aufgehoben. 

• Möglichkeit der Absolvierung eines verkürzten Vorbereitungsdienstes soll ge-

schaffen werden, indem Bewerberinnen und Bewerber, die Studien- und Prü-

fungsleistungen erbracht haben, aber das Studium noch nicht abgeschlossen ha-

ben, unter bestimmten Voraussetzungen und unter Anrechnung der bisher er-

brachten Leistungen in einen Vorbereitungsdienst eingestellt werden können sol-

len, 

 



• Regelung zur zweiten Wiederholung einer Modulprüfung in einem Vorberei-

tungsdienst, der als Bachelorstudiengang ausgestaltet ist und nur aus Pflichtmo-

dulen besteht,  

• Regelung der Voraussetzungen für den Zugang zu Laufbahnen des höheren 

Dienstes für Absolvent*innen von Masterstudiengängen mit einer Regelstudien-

zeit, die unter zwei Jahren liegt. Die Einstellungsbehörden haben ein Interesse da-

ran, solche Personen, die sich für eine Einstellung ins Beamtenverhältnis bewer-

ben, nicht auszuschließen,  

• Aufnahme konkreter Vorgaben, dass die zuständige Behörde kein Ermessen hat, 

hauptberufliche Tätigkeiten, die nach Fachrichtung und Schwierigkeit der Tätig-

keit einer Beamtin oder eines Beamten der angestrebten Laufbahn entsprechen, 

als generell nicht berücksichtigungsfähig ausschließen zu können, und  

• Anrechnung der Elternzeit für die Anerkennung der Laufbahnbefähigung (keine 

Verlängerung der Zeiten, die nach § 24 Absatz 2 Voraussetzung für die Übertra-

gung eines Amtes der höheren Laufbahn sind - bei Besitz einer Berufsausbildung 

oder einer Hochschulausbildung). Klargestellt wird, dass Elternzeit, die während 

einer hauptberuflichen Tätigkeit genommen wurde, als hauptberufliche Tätigkeit 

gilt. Nur wenn weniger als ein Jahr tatsächlich Dienst geleistet wurde, soll es zu 

einer Verlängerung kommen. 

• Aufheben des Verbots der Anrechnung von Zeiten hauptberuflicher Tätigkeit, die 

zur Erfüllung des individuellen fiktiven Werdegangs für die Einstellung in einem 

Beförderungsamt herangezogen worden sind, auf die Probezeit.  

Bei weiteren laufbahnrechtlichen Vorschriften sind Ergänzungen oder redaktio-

nelle Änderungen vorzunehmen, 

• Änderungsbedarf geringfügiger Art bei der Verordnung über die Laufbahnen der 

Beamtinnen und Beamten im Geltungsbereich des Postpersonalrechtsgesetzes (§ 

7 - Verordnung über die Laufbahnen der Beamtinnen und Beamten im Geltungs-

bereich des Postpersonalrechtsgesetzes). 

Dazu merkt ver.di an: 

Das Bundesinnenministerium hat im Sommer 2019 begonnen, an einer Novellierung der 

Bundeslaufbahnverordnung (BLV) zu arbeiten. In Vorbereitung einer Novellierung der 

BLV hatte ver.di über den DGB im Vorfeld eines Referentenentwurfs die Möglichkeit er-

halten, ihre Forderungen und Erwartungen an Änderungen der BLV einzubringen.  

Mit Stellungnahme vom 6. September 2019 haben ver.di und DGB ausführlich Forde-

rungen zur Veränderung der BLV im Interesse der Beamt*innen aufgestellt. Verbesse-

rungsbedarf besteht nach Ansicht von ver.di unter anderem an folgenden Punkten: 

• Erhöhung der Durchlässigkeit des Laufbahnsystems: 



ver.di fordert ein modernes Laufbahnsystem, das zu einer besseren horizontalen 

wie vertikalen Durchlässigkeit führt. ver.di begrüßt entsprechende Entwicklun-

gen, z.B. im Freistaat Bayern, die eine stärkere Durchlässigkeit der Laufbahnen 

beinhalten.  
 

Insbesondere ist der einfache Dienst abzuschaffen und sind die Eingangsämter 

der Laufbahnen attraktiver zu gestalten. Von den Eingangsämtern sind leistungs-

adäquate Beförderungs- und Aufstiegspfade zu eröffnen. 

 

Zur Förderung und zum Erhalt der Laufbahnbefähigung sind geeignete modular 

aufgebaute Qualifizierungsprogramme zu entwickeln und fortzuschreiben, die 

insbesondere geeignet sind, Beamt*innen zu befähigen, Beförderungsämter ihrer 

Laufbahn wahrzunehmen. 

 

• Abschaffung der Obergrenzen für Beförderungsämter: 

Beförderungen müssen in alle der Laufbahn zugeordneten Ämter zulässig sein, 

ohne Rücksicht auf Laufbahngruppengrenzen oder das Einstiegs-/Eingangsamt, in 

dem eine Beamtin oder ein Beamter ursprünglich eingestellt wurde. Sie haben 

nur nach Maßgabe der dem zugeordneten konkret-funktionalen Amt erforderli-

chen Befähigungen und der fachlichen Leistung der Beamt*innen in der Lauf-

bahn zu erfolgen. 

 

• Vielfältige Aufstiegsmodelle (§§ 35 ff.): 

ver.di fordert vielfältige und modulare Aufstiegsmodelle, die in ihren Verfahrens-

wegen objektiv und transparent sein müssen. 

 

Verschiedene Aufstiegsverfahren, wie fachbereichsspezifischer Aufstieg und Pra-

xisaufstieg sind notwendig, um den Beamt*innen entsprechend ihrer Lebenswirk-

lichkeit in den Dienststellen eine berufliche Entwicklung zu ermöglichen. Für den 

Aufstieg vom gehobenen in den höheren Dienst ist ein praxisorientiertes Auf-

stiegsformat vergleichbar dem früheren Praxisaufstieg zu schaffen.  

 

Leistungsträger*innen in ihrer Laufbahn müssen mit einem sogenannten Lauf-

bahnsprung (§ 27 BLV) in das Einstiegsamt der nächsthöheren Laufbahngruppe 

aufsteigen können. Restriktionen sind hierbei zu vermeiden.  

 

Entsprechende Aufstiegs- oder Qualifizierungsmöglichkeiten sind ebenfalls für die 

Gruppe der Verwaltungsfachwirte vorzuhalten.  

 

Ein Endamt in einer Laufbahngruppe lehnt ver.di ab. Dies behindert mögliche 

Aufstiege und ist mit einem modernen Laufbahnrecht nicht mehr vereinbar. 

 

• Erleichterungen beim Laufbahnwechsel (§ 42 Abs. 1):  



Der Wechsel in eine andere Laufbahn derselben Laufbahngruppe sollte stets – so-

fern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen – möglich sein. 

 

• Dienstliche Qualifizierung (§ 47): 

ver.di setzt sich für einen Anspruch der Beamtinnen und Beamten auf Qualifizie-

rung ein. In Betracht kommen modular aufgebaute Qualifizierungs-programme, 

die insbesondere geeignet sind, Beamt*innen zu befähigen, Beförderungsämter 

ihrer Laufbahn wahrzunehmen. Sie sollten mit Hilfe eines allgemeinverbindlichen, 

vergleichbaren Systems bewertet werden. 

 

• Dienstliche Beurteilung (§ 50 Abs. 2):  
ver.di spricht sich für ein Ende der Quotierungen im Beurteilungswesen aus. 

 

Leider greift der vorliegende Entwurf praktisch keine dieser Forderungen auf. Mit Nach-

druck setzt sich ver.di deshalb noch einmal für eine Novelle der BLV unter Berücksichti-

gung der Forderungen der Stellungnahme vom September 2019 ein. Eine solche Ände-

rung der BLV ist dringlicher denn je sowie beamtenrechtlich geboten.  

Auch im Hinblick auf die in der Telekom beschäftigten Beamtinnen und Beamte sind 

Veränderungen der BLV dringend erforderlich. ver.di hatte entsprechende Forderungen 

ebenfalls in der Stellungnahme vom September 2019 deutlich gemacht. Die Inhalte bzw. 

dort beschriebenen Positionen und Forderungen haben nach wie vor volle Gültigkeit.  

ver.di bittet, die o.g. Punkte in der vorliegenden Novelle der BLV zu berücksichtigen. 

Im Einzelnen 

Ungeachtet der o.g. Forderung nach einer weitergehenden Novelle der BLV bewertet 

ver.di die beabsichtigten Änderungen durch den vorliegenden Referentenentwurf in der 

Gesamtschau als grundsätzlich positiv.  

Im Einzelnen ist allerdings anzumerken: 

• § 5 

Der § 5 Abs. 1 sollte um einen Satz ergänzt werden.   

Vorschlag: Für diese Feststellung genügt eine medizinische und/oder amtsärztliche Prog-

nose für den Zeitraum von 5 bis maximal 8 Jahren. 

Begründung: Entsprechend der derzeitigen Regelung darf von schwerbehinderten Men-

schen nur das Mindestmaß an körperlicher Eignung verlangt werden. Das ist wegen or-

ganisatorischer und fachlicher Probleme bei der Feststellung der Dienstfähigkeit zu er-

gänzen. In einigen Ländern ist dies bereits entsprechend aufgenommen worden.  

• § 20, Ergänzung § 20 Abs. 2 



Der § 20 Abs. 2 sollte um eine Nummer 3 ergänzt werden. 

Vorschlag: „3. einen mit der Nr. 1 oder Nr. 2 gleichwertigen Vorbereitungsdienst eines 

Bundeslandes.“ 

Begründung: Es wird nur auf den Vorbereitungsdienst des Bundes bezuggenommen. Im 

Sinne der Personalgewinnung sollten auch entsprechende Vorbereitungsdienste in den 

Ländern zugelassen werden. 

• § 23 

Der Sinn und Zweck der Regelungen sind zu hinterfragen. 

Der § 23 (alt und neu) regelt besondere Qualifikationen und Zeiten. Hier stellt sich die 

Frage, wie oft (und ggf. auch in welchen Bereichen [Ministerien und/oder nachgeordne-

ter Bereich]) von diesen Öffnungsklauseln tatsächlich Gebrauch gemacht wurde. Sollte 

es sich eher um (sehr) wenig Fälle handeln, dann sind diese "kann"-Vorschriften in 

"soll"-Vorschriften zu ändern. 

• § 27 

Grundsätzlich wird es begrüßt durch die Öffnung der Kriterien eine bessere Durchgän-

gigkeit der Laufbahnen zu erreichen. Trotzdem sind die Regelungen des § 27 von 

"kann"-Vorschriften in "soll"-Vorschriften zu ändern. 

Nicht schlüssig ist außerdem, warum es weiterhin nach § 27 Abs. 2 eine Begrenzung auf 

besondere Dienstposten und das zweite Beförderungsamt geben soll. Dies hat aus Sicht 

von ver.di nichts mit einer konsequenten Personalentwicklungsplanung zu tun. Vielmehr 

muss der Aufstieg nach § 27 BLV zu einer uneingeschränkten Ämterreichweite führen. 

Deshalb sind die folgenden Absätze 2 und 4 so zu ändern: 

Vorschlag: § 27 (2) Geeignet sind vor allem Dienstposten der jeweiligen Laufbahn, bei 

denen eine lange berufliche Erfahrung ein wesentliches Merkmal des Anforderungspro-

fils darstellt. 

Vorschlag: § 27 (4) Den in Absatz 1 genannten Beamtinnen und Beamten wird im Rah-

men der besetzbaren Planstellen das Eingangsamt der höheren Laufbahn verliehen. Das 

erste Beförderungsamt darf frühestens nach Ablauf einer Dienstzeit von einem Jahr seit 

der ersten Verleihung eines Amtes der höheren Laufbahn, das zweite Beförderungsamt 

frühestens nach einem weiteren Jahr verliehen werden.  

• § 28 Abs. 6, Ergänzung 

Der § 28 Abs. 6 sollte um einen Satz ergänzt werden. 



Vorschlag: Rechtzeitig vor einer Entlassung in der Probezeit ist wegen der besonderen 

Umstände im Einzelfall zu prüfen, ob ein tarifvertragsrechtliches Arbeitsverhältnis ange-

boten werden kann. 

Begründung: Diese Ergänzung ist notwendig, um unbillige Härte (beispielsweise wegen 

Fehlen der gesundheitlichen Eignung bei Menschen, die von einer Behinderung bedroht 

sind) zu vermeiden. 

Anmerkungen aus dem Bereich der PNU (Telekom) 

ver.di kritisiert massiv die berufliche Situation aller Beamt*innen bei der Telekom.  

Der Beschluss des BVerfG vom 17.01.2012 besagt: Beamte sind Teil des Erfolgs der Tele-
kom, sie setzen sich für das im Wettbewerb befindliche Unternehmen Deutsche Tele-
kom ein.  

Doch die Wirklichkeit sieht anders aus:  

Den Beamt*innen fehlen die Möglichkeiten für laufbahnrechtliche Aufstiege. Entwick-

lungs- und Karrieremöglichkeiten sind i.d.R. nur im Tarifverhältnis möglich. Ein laufbahn-

rechtlicher Nachvollzug findet nicht statt und somit hat ein möglicher Karrieresprung 

auch keine Auswirkungen in der Versorgung. Dazu sind (Insich-)Beurlaubungen und Zu-

weisungen von Beamt*innen mit zeitlichen Unsicherheiten verbunden, weil Beurlaubun-

gen und Zuweisungen jederzeit geändert werden, je nach unternehmerischen Bedarf. 

Seit mehr als zwei Jahrzehnten verweigert die Telekom ein irgendwie geartetes Auf-

stiegsangebot und die Umsetzung des § 5 PostLV i. V. m. § 27 BLV. Es fehlt eine zwin-

gende Verpflichtung, den Beamt*innen bei der Telekom eine Perspektive zu bieten, vor 

allem denjenigen, die seit Jahren innerhalb ihrer Laufbahn aber vor allem in der nächst-

höheren Laufbahn tätig sind, und sich dort bewährt haben. Eine Änderung dieser Situa-

tion ist ohne klare gesetzliche Regelung, vor allem einer klaren gesetzlichen Verpflich-

tung für die Telekom, nicht in Aussicht.  

Die Situation der beurlaubten und zugewiesenen Beamt*innen ist absolut unbefriedi-

gend und unausgewogen. Das Laufbahnrecht des Bundes bietet dazu keine Lösung. 

Selbst die eingeschränkte Möglichkeit des § 5 Postlaufbahnverordnung (PostLV) i.V.m. § 

27 BLV findet keine Anwendung, zumal sie keinerlei Verpflichtung enthält.  

ver.di fordert für den Bereich der Telekom: 

1. Abschaffung Einfacher Dienst und Anhebung der Eingangsämter für Be-
amt*innen bei der Deutschen Telekom 

Es ist nur noch „eine Handvoll Beamte“ bei der Telekom im Einfachen Dienst vorhanden  

Die BLV ist um eine Öffnungsklausel für die bei Telekom beschäftigten Beamt*innen zu 

ergänzen, wonach abweichend von den Bestimmungen in der BLV die Eingangsämter 

für Beamt*innen bei der Telekom folgenden Besoldungsgruppen zuzuweisen sind:  



1. in Laufbahnen des mittleren Dienstes der Besoldungsgruppe A 8,  

2. in Laufbahnen des gehobenen Dienstes der Besoldungsgruppe A 11, 

3. in Laufbahnen des höheren Dienstes der Besoldungsgruppe A 14. 

2. Verbesserung der Beförderungssituation – Anerkennung der Arbeits-/Lebens-
leistung  

Einmalige Sonder-Blockbeförderung von A 7 nach A 8 und einmalige Sonderzuweisung 

von Planstellen für A 9vz und A 9+Z 

Die Möglichkeit der Ausweisung von Planstellen A 9+Z ist von derzeit 30 Prozent auf 50 

Prozent zu erweitern. 

Der Stellenkegel in seiner vorhandenen Form ist abzuschaffen, die Repressionswirkung 

des Stellenkegels für die Beförderung der Beamt*innen muss aufgehoben werden.  

3. Laufbahnsprung bzw. einfacher Laufbahnwechsel für Beamt*innen bei Tele-
kom nach langjährigem laufbahnübergreifenden höherwertigen Einsatzes 

Der Beschluss des BVerfG vom 17.01.2012 besagt: 

Beamte sind Teil des Erfolgs der Telekom, sie setzen sich für das im Wettbewerb befind-
liche Unternehmen Deutsche Telekom ein.  

Zur Situationsbeschreibung gehört dagegen die massive Kritik der beruflichen Benachtei-

ligung aller Beamt*innen bei Telekom generell, weil Entwicklungs- und Karrieremöglich-

keiten nur im Tarifverhältnis möglich sind, ohne laufbahnrechtlichen Nachvollzug und 

somit auch nicht in der Versorgung. 

Die Situation der beruflichen Fortentwicklung ist katastrophal. Seit zwei Jahrzehnten ver-

weigert die Telekom ein irgendwie geartetes Aufstiegsangebot und die Umsetzung des 

§ 5 PostLV i. V. m. § 27 BLV. Es fehlt eine zwingende Verpflichtung, den Beamt*innen 

bei der Telekom eine Perspektive zu bieten, vor allem denjenigen, die seit Jahren inner-

halb ihrer Laufbahn aber vor allem in der nächsthöheren Laufbahn tätig sind, und sich 

dort bewährt haben.  

Die Struktur des Telekom Konzerns und die ständig veränderten Aufgabenanforderun-

gen im Rahmen von Organisationsänderungen müssen den beamteten Beschäftigten so-

wohl innerhalb einer Beurlaubung mit höherwertigen Tätigkeiten als auch im Rahmen 

einer Zuweisung mit Einsatz in der nächst höheren Laufbahn eine berufliche Fortent-

wicklung in Form einer Übernahmemöglichkeit die versorgungsrechtlich wirksam wird, 

oder in Form einer versorgungswirksamen Stellenzulage bieten, zumal die Beförderungs-

situation mehr als unbefriedigend zu bezeichnen ist. 

ver.di fordert deshalb die Beachtung und Einhaltung des Benachteiligungsverbots nach 

BBG, und vor allem nach PostPersRG. 



Weiterhin die Ermöglichung eines Laufbahnwechsels nach § 5 PostLV i.V.m. § 27 BLV 

und eines Laufbahnsprungs nach § 22 BBG. 

Dazu ergänzend eine Öffnung in der BLV, die dort und/oder in der PostLV die zwin-

gende Übernahmeverpflichtung seitens der Telekom vorsieht, wenn die in  

§ 5 PostLV genannten Kriterien erfüllt sind.  

Es muss endlich die längst überfällige Perspektive geschafft werden, dass beurlaubte Be-

amt*innen, die insgesamt mindestens 10 Jahre laufbahnübergreifend höherwertig ein-

gesetzt waren/sind, der unmittelbare Wechsel in die BesGr A 10 des gehobenen Diens-

tes mit der Möglichkeit der Beförderungsmöglichkeit nach A 11 auf einfachem Wege er-

möglicht wird, also ohne Auswahlverfahren und prüfungsfrei. Dies, in Anerkennung ih-

rer Berufserfahrung und Lebensleistung. Dazu bedarf es einer Öffnungsklausel in der 

BLV, als Grundlage für eine – verbindliche - Regelung in der Postlaufbahnverordnung o-

der einer generellen Regelung in der BLV.  

Es bedarf 

- entweder durchgängiger Laufbahnen, allerdings ohne die 2-jährige Wartezeit nach der 

Beförderung auf eine höherwertige Planstelle oder  

- das Zuerkennen einer ruhegehaltsfähigen Zulage als materiellen Ausgleichs bei Einsatz 

in laufbahnübergreifender höherwertiger Tätigkeit  

Die Regelung muss mit einer Verbindlichkeit ausgestattet sein, die es nicht zulässt, dass 

die Telekom aus unternehmerischer Strategie ihren Beamt*innen den Laufbahnwechsel 

wieder verweigert, indem kein Angebot erfolgt.  

 

Berlin, 22.04.2020 


